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Antrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Bernhard Pohl, Eva Gottstein, Tanja Schweiger, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jür-
gen Fahn, Günther Felbinger, Thorsten Glauber, 
Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, 
Ulrike Müller, Alexander Muthmann, Prof. Dr. Mi-
chael Piazolo, Gabi Schmidt, Dr. Karl Vetter, Jutta 
Widmann, Benno Zierer und Fraktion (FREIE WÄH-
LER) 

NSA-Abhörskandal: Verstrickung deutscher Behör-
den und Informationsstand der Bayerischen Staats-
regierung – Auswirkungen auf Bayern 

Der Landtag wolle beschließen: 

1. Der Landtag stellt fest:   
Bayern und die Bundesrepublik Deutschland wer-
den von einem Abhörskandal erschüttert, der 
noch nicht einmal vor der Bundeskanzlerin der 
Bundesrepublik Deutschland haltmacht. Offen-
sichtlich überwacht die USA als befreundeter 
NATO-Staat sogar das Handeln der Bundesregie-
rung und dokumentiert damit sein Misstrauen ge-
genüber der deutschen Politik. Auch Großbritanni-
en steht in dem Verdacht, ebenso zu handeln. Da-
mit nicht genug: Mit dem Bundesnachrichten-
dienst steht auch eine deutsche Behörde im Ver-
dacht, zu diesen Fällen der Auslandsspionage Hil-
festellung geleistet zu haben.   
Der Landtag verurteilt diese Art der „Informations-
beschaffung“, dieses „Ausspähen unter Freunden“, 
das Handeln früherer Bundesregierungen und die 
Untätigkeit der amtierenden Bundesregierung, so-
wie insbesondere die Mitwirkung deutscher Be-
hörden, aufs Schärfste.   

2. Die Staatsregierung wird aufgefordert, unverzüg-
lich dem Landtag schriftlich und mündlich zu fol-
genden Fragestellungen Bericht zu erstatten: 

a) Welche Personen und Institutionen in Bayern 
bzw. mit Verbindungen zu Bayern abgehört 
worden sind oder aktuell noch abgehört wer-
den? 

b) Wer hat die jeweiligen Stellen bzw. Personen 
abgehört? 

c) Gibt es Erkenntnisse darüber, dass auch wei-
tere Staaten, außer den in Ziffer 1 genannten, 
in Deutschland Daten ausspähen?  

d) Welche Behörden der Bundesrepublik 
Deutschland bzw. des Freistaats Bayern ha-
ben dabei mit ausländischen Geheimdiensten 
oder Staaten kooperiert oder sie sonst in ihrer 
Tätigkeit unterstützt? Wie erfolgte diese Un-
terstützung? 

e) Auf welcher Rechtsgrundlage werden Angehö-
rigen ausländischer Geheimdienste in 
Deutschland tätig? Ist es richtig, dass im Ver-
hältnis zu den Vereinigten Staaten von Ameri-
ka eine Verwaltungsvereinbarung von 1968, 
sowie mehrere als „streng geheim“ eingestufte 
Absichtserklärungen die Grundlage bilden 
(Bericht des Nachrichtenmagazins Stern vom 
7. Juli 2013)? Gibt es auch mit anderen Staa-
ten derartige Vereinbarungen? Wenn ja, wel-
che?  

f) Sind die oben genannten Rechtsgrundlagen 
mit den Vorgaben des Bundesverfassungsge-
richts vereinbar, insbesondere diejenigen, wo-
nach Grundrechtseingriffe nur aufgrund eines 
förmlichen Parlamentsgesetzes erfolgen dür-
fen?  

g) Gehen die geheimdienstlichen Tätigkeiten zu-
mindest auch vom Territorium des Freistaats 
Bayern aus? Welche Rolle spielen die Bun-
deswehreinrichtungen in Bad Aibling und Gab-
lingen? Welche Rolle spielen die US-Amerika-
nischen Militärstützpunkte in Bayern in diesem 
Zusammenhang? Von wo aus operierten deut-
sche Behörden, wenn sie Hilfestellung geleis-
tet haben? Welche Rolle spielten in diesem 
Zusammenhang die Firma „Level 3“, welche 
das Stadtnetz in München und anderen deut-
schen Großstädten betreibt, oder andere aus-
ländische Firmen bei der Informationsbeschaf-
fung? Welche Konsequenzen beabsichtigt der 
Freistaat Bayern zu ziehen, sollte sich heraus-
stellen, dass „Level 3“ den Betrieb des Stadt-
netzes in München zu rechtswidriger geheim-
dienstlicher Tätigkeit nutzt? Welche Maßnah-
men werden ergriffen, um dies zukünftig zu 
unterbinden, bis hin zum Entzug der Erlaub-
nis, das Netz weiter zu betreiben?  

h) Wie ist der Stand der Vorermittlungen des Ge-
neralbundesanwalts gegen Angehörige des 
Bundesnachrichtendienstes wegen des Ver-
dachts geheimdienstlicher Tätigkeiten gegen 
die Bundesrepublik Deutschland? Gibt es 
auch Ermittlungen gegen Angehörige auslän-
discher Geheimdienste? Sieht die Staatsregie-
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rung den Anfangsverdacht strafbaren Han-
delns bei Personen, die deutschen Behörden/ 
Organisationen bzw. ausländischen Behörden/ 
Organisationen angehören, als gegeben an? 
Welche Konsequenzen zieht sie heraus?  

i) Anfragen bei den damals zuständigen Staats-
ministern Joachim Herrmann und Dr. Beate 
Merk haben ergeben, dass die Staats-
regierung über geheimdienstliche Tätigkeit auf 
dem Gebiet des Freistaats Bayern weitgehend 
uninformiert war. Dies war auch das Ergebnis 
der Aktuellen Stunde der FREIE WÄHLER 
Landtagsfraktion am 16. Juli 2013. Hat sich 
die Staatsregierung zwischenzeitlich darum 
bemüht, ihr Informationsdefizit zu beseitigen 
und die erforderlichen Kenntnisse zu verschaf-
fen? Waren diese Bemühungen von Erfolg ge-
krönt? Wie ist sichergestellt, dass der Bay-
erische Staatsminister des Innern über Vor-
gänge im Freistaat den gleichen Informations-
stand besitzt, wie die Bundesminister des In-
nern und der Verteidigung?  

j) Gibt es außerhalb dieser geheimdienstlichen 
Spionage auch weitere signifikante Gefahren 
für die Kommunikationsdaten, Kommunikati-
onsinhalte und die in EDV-Systemen gespei-
cherten vertraulichen Informationen 

1. der bayerischen Behörden, 

2. der bayerischen Hochschulen und For-
schungseinrichtungen, 

3. der bayerischen Wirtschaft, 

4. der bayerischen Bürgerinnen und Bürger? 

k) Welche Anstrengung, auch im Bereich der IT-
Entwicklung, unternimmt die Staatsregierung, 
um sich und andere Netznutzer wirksam zu 
schützen?  

l) Wie stellt sich die Staatsregierung zur Forde-
rung der FREIEN WÄHLER, keinerlei zwi-
schenstaatliche Abkommen mit den USA und 
anderen Staaten abzuschließen, solange nicht 
verbindliche und kontrollierbare Vereinbarun-
gen über die Gewährleistung von Datenschutz 
und Datensicherheit abgeschlossen werden?  

 

 


